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(2) Bei Löschung im Verzeichnis der Suchtkranken sind 
gleichzeitig nach § 3 Abs. 3 auferlegte Verpflichtungen aufzu
heben.

(3) Über die Löschung und die Aufhebung der im Abs. 2 ge
nannten Verpflichtungen entscheidet der Kreisarzt.

(4) Im Verzeichnis der Suchtkranken ungültig gewordene 
Belege sind beim Zentralen Suchtmittelbüro bis ein Jahr 
nach dem Tode des Betroffenen gesondert aufzubewahren. 
Von den Räten der Bezirke und Kreise, Abteilung Gesund- 
heits- und Sozialwesen, und von den Apotheken sind ungültig 
gewordene Belege zu vernichten.

§7

(1) Suchtkranke sind in einer vom Rat des Kreises, Ab
teilung Gesundheits- und Sozialwesen, als Betreuungsstelle 
für psychisch Kranke bestimmten Einrichtung medizinisch zu 
betreuen.

(2) Für jeden Suchtkranken ist bei der gemäß Abs. 1 fest
gelegten Einrichtung eine Dokumentation über alle Betreu
ungsmaßnahmen zu führen. Bei Wohnungswechsel des Sucht
kranken ist die Dokumentation der für den neuen Wohnort 
zuständigen Betreuungsstelle für psychisch Kranke zu über
mitteln.

§ 8

(1) Ärzten, Zahnärzten oder Tierärzten ist die Befugnis zur 
Verordnung suchtmittelhaltiger Arzneimittel zu entziehen, 
wenn sie in das Verzeichnis der Suchtkranken (§ 3 Abs. 1) ein
getragen sind.

(2) Ferner ist die Befugnis zu entziehen, wenn vorsätzlich 
oder wiederholt fahrlässig suchtmittelhaltige Arzneimittel 
ohne medizinische Indikation verordnet oder verabreicht wur
den oder suchtmittelhaltige Arzneimittel, die nicht verordnet 
werden dürfen, verabreicht wurden.

(3) Im Falle des begründeten Verdachtes auf Suchtmittel
mißbrauch ist die Befugnis zur Verordnung suchtmittelhalti
ger Arzneimittel bis zur Entscheidung über die Eintragung in 
das Verzeichnis der Suchtkranken vorläufig zu entziehen.

(4) Berufsvorschriften für Ärzte, Zahnärzte oder Tierärzte, 
nach denen die erforderliche Erlaubnis zur Ausübung der 
Tätigkeit als Arzt, Zahnarzt oder Tierarzt in der Deutschen 
Demokratischen Republik zurückgenommen oder eingeschränkt 
werden kann, bleiben hiervon unberührt.

§9

(1) Der Entzug der Befugnis zur Verordnung suchtmittel
haltiger Arzneimittel gemäß § 8 Absätze 1 bis 3 erfolgt durch 
den Kreisarzt, bei Tierärzten nach Anhören des Kreistier
arztes.

(2) Verpflichtungen gemäß § 3 Abs. 3 können auch zur Siche
rung des Verbotes der Verordnung suchtmittelhaltiger Arznei
mittel ausgesprochen werden.

(3) Wird die Eintragung von Ärzten, Zahnärzten oder Tier
ärzten im Verzeichnis der Suchtkranken wieder gelöscht, so 
ist ihnen die Befugnis zur Verordnung suchtmittelhaltiger 
Arzneimittel nicht vor Ablauf von 2 Jahren, spätestens aber 
nach Ablauf von 3 Jahren, wiederzuerteilen.

(4) Für die Wiedererteilung der Befugnis zur Verordnung 
suchtmittelhaltiger Arzneimittel findet die Vorschrift des 
Abs. 1 entsprechende Anwendung.

§10

(1) Entscheidungen nach dieser Durchführungsbestimmung 
sind schriftlich zu erteilen und dem Betroffenen zu übermit
teln. Ist der Suchtkranke minderjährig oder ist für ihn ein 
gesetzlicher Vertreter bestellt, so ist die Entscheidung dem ge
setzlichen Vertreter zu übermitteln.

(2) Entscheidungen, gegen die Beschwerde gemäß § 11 Abs. 1 
eingelegt werden kann, sind zu begründen. Der von einer Ent
scheidung gemäß § 11 Abs. 1 Betroffene ist darüber zu be
lehren, daß er Beschwerde einlegen kann.

(3) Die Entscheidung über die Eintragung in das Verzeichnis 
der Suchtkranken hat außer den Anforderungen gemäß Abs. 2 
den Zeitpunkt der Eintragung sowie die Mitteilung zu enthal
ten, daß der Suchtkranke einer zuständigen Einrichtung für 
psychisch Kranke zur medizinischen Betreuung überwiesen 
wird und den vom behandelnden Arzt dieser Einrichtung er
gehenden Anweisungen Folge zu leisten hat.

§11
(1) Gegen
a) die Entziehung oder die vorläufige Entziehung der Be

fugnis zur Verordnung suchtmittelhaltiger Arzneimittel 
und die Versagung der Wiedererteilung der Befugnis zur 
Verordnung suchtmittelhaltiger Arzneimittel gemäß § 8 
Absätze 1 bis 3 und § 9 Abs. 3,

b) die Eintragung in das Verzeichnis der Suchtkranken ge
mäß § 3 Abs. 1, die Verpflichtungen gemäß § 3 Abs. 3 und 
die Ablehnung des Antrages des Eingetragenen oder 
dessen gesetzlichen Vertreters auf Löschung im Verzeich
nis der Suchtkranken gemäß § 6 Abs. 1

kann Beschwerde eingelegt werden.

(2) Die Beschwerde ist schriftlich unter Angabe der Gründe 
innerhalb einer Frist von 2 Wochen nach Zugang der Ent
scheidung beim zuständigen Kreisarzt einzulegen.

(3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.
(4) Über die Beschwerde ist innerhalb einer Frist von 

2 Wochen nach ihrem Eingang zu entscheiden. Wird der Be
schwerde nicht oder nicht in vollem Umfange stattgegeben, so 
ist sie innerhalb dieser Frist dem zuständigen Bezirksarzt 
zur Entscheidung zuzuleiten. Der Einreicher der Beschwerde 
ist davon zu informieren. Der Bezirksarzt hat über die Be
schwerde innerhalb weiterer 2 Wochen endgültig zu ent
scheiden.

(5) Kann in Ausnahmefällen eine Entscheidung innerhalb 
der Frist nicht getroffen werden, ist rechtzeitig ein Zwischen
bescheid unter Angabe der Gründe sowie des voraussichtlichen 
Abschlußtermins zu geben.

(6) Entscheidungen über Beschwerden haben schriftlich zu 
ergehen, sind zu begründen und den Einreichern der Be
schwerden zuzusenden.

(7) Uber eine Beschwerde gegen die vorläufige Entziehung 
der Befugnis zur Verordnung suchtmittelhaltiger Arzneimittel 
gemäß § 8 Abs. 3 ist dann nicht zu entscheiden, wenn eine 
Entscheidung über die Entziehung der Befugnis gemäß § 8 
Absätze 1 und 2 getroffen ist.

§12
(1) Wer vorsätzlich
a) als Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apothekenleiter oder Leiter 

eines Betriebes oder einer Einrichtung, die am Verkehr 
mit Suchtmitteln beteiligt sind, Verpflichtungen, die 
Suchtkranken auferlegt sind, nicht entsprechend Rech
nung trägt, obwohl er gemäß § 3 Abs. 3 dazu verpflichtet 
ist,

b) als Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker, mittlere medi
zinische Fachkraft oder in einer medizinischen Einrich
tung tätiger Psychologe Beobachtungen über einen Miß
brauch von Suchtmitteln nicht mitteilt, obwohl er gemäß 
§ 9 des Suchtmittelgesetzes dazu verpflichtet ist,

kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 300 M belegt 
werden.

(2) Ist eine Handlung nach Abs. 1 wiederholt innerhalb von 
2 Jahren begangen und mit Ordnungsstrafe geahndet worden, 
kann eine Ordnungsstrafe bis zu 1 000 M ausgesprochen 
werden.


